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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

O'Keeffe Bosco Koopmans 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Juni 1980. 

Für den Kanzler 

J. A. Pompe 

Hilfskanzler 

Der Präsident der Ersten Kammer 

A. O'Keeffe 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
JEAN-PIERRE WARNER 

V O M 20. MÄRZ 1980 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 
In dieser Rechtssache benötige ich wohl 
keine Zeit, um meine Schlußanträge vor­
zubereiten. 
Sie haben den Sachverhalt noch gut in 
Erinnerung, so daß ich ihn nicht zu 
wiederholen brauche. 

Ich meine, man sollte für den Augenblick 
die Fragen beiseite lassen, die sich in be­
zug auf eine ausreichende Begründung 
der Entscheidungen des Personaldirek­
tors der Kommission vom 14. August 
1978, auf die Zulässigkeit der Klage, so­
weit sie'gegen die Entscheidung vom 3. 
April 1979 gerichtet ist, und auf eine 

l — Aus dem Englischen übersetzt. 
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ausreichende Begründung dieser letzte­
ren Entscheidung ergeben. 

Die entscheidende Frage zwischen Frau 
Schuerer und der Kommission geht da­
hin, ob die Dienstunfähigkeit der Kläge­
rin, wie sie behauptet, durch ihren Unfall 
vom 26. Oktober 1976, durch den von 
ihr — infolge einer fehlerhaften Klimaa-
nalge in ihrem Büro — eingeatmeten 
Staub oder durch ein Zusammenwirken 
dieser Faktoren entstanden ist, oder ob 
sie, wie die Kommission behauptet, „auf 
einer anderen Ursache" beruht, wie es in 
Artikel 78 des Beamtenstatuts heißt. 

Meiner Ansicht nach ist der Gerichtshof 
für eine Entscheidung über diese Frage 
nicht zuständig, da nach den einschlägi­
gen Vorschriften des Beamtenstatuts 
(insbesondere Artikel 78 und Anhang 
VIII Artikel 13) der Invaliditätsausschuß 
über die Ursache oder die Ursachen der 
Dienstunfähigkeit eines Beamten zu ent­
scheiden hat, soweit es dabei um medizi­
nische Fragen geht. Dies ergibt sich mei­
nes Erachtens zwangsläufig aus dem 
Wortlaut dieser Artikel und vor allem 
aus der Entscheidung des Gerichtshofes 
in der Rechtssache 29/71 (Vellozzi/Kom-
mission, Slg. 1972, 513), insbesondere 
aus den Randnrn. 8 und 15 der Entschei­
dungsgründe. Darüber hinaus besagt das 
zweite Ke//ozzt'-Urteil des Gerichtshofes 
(Verbundene Rechtssachen 42 und 
62/74, Slg. 1975, 871), daß die Entschei­
dung des Invaliditätsausschusses endgül­
tig ist, sofern er die ihm vorgelegte Frage 
rechtswirksam geklärt hat und keine 
neuen Tatsachen vorgetragen werden. 
Die von anderen Ärzten, seien sie noch 
so bedeutend, geäußerte Ansicht, der 
Ausschuß habe sich tatsächlich oder mög­
licherweise geirrt, wie dies in den von 
Dr. Stein, Dr. Lequime und Dr. Schußler 
zugunsten von Frau Schuerer in der vor­
liegenden Rechtssache abgegeben Stel­
lungnahmen geschieht, halte ich nicht für 
eine derartige neue Tatsache. 

Ich bin daher der Ansicht, daß der Ge­
richtshof in der vorliegenden Rechts­
sache nur dann tätig werden könnte, 
wenn entweder erwiesen wäre, daß die 
Entscheidung des Personaldirektors als 
Anstellungsbehörde, durch die Frau 
Schuerer das niedrigere Ruhegehalt we­
gen Dienstunfähigkeit zuerkannt wird, 
mit den Schlußfolgerungen des Invalidi­
tätsausschusses nicht vereinbar ist oder 
daß diese Schlußfolgerungen selbst aus 
irgendeinem Grunde unzuverlässig sind. 
Im zweiten Fall müßte der Gerichtshof 
richtigerweise wohl so vorgehen, daß er 
diese Schlußfolgerungen verwürfe und 
die Einsetzung eines neuen Invaliditäts­
ausschusses anordnete. Es kann nicht 
Aufgabe des Gerichtshofes sein, einen 
ärztlichen „Ober-" oder „Berufungsaus­
schuß" zu bestellen, wie dies von Frau 
Schuerer vorgeschlagen wird. Dafür gibt 
es weder im Beamtenstatut noch ir­
gendwo anders eine Grundlage. Meiner 
Ansicht nach kann dies auch nicht auf­
grund der Befugnis des Gerichtshofes 
zur Anordnung von Beweiserhebungen 
erfolgen, da es der Zweck einer Be­
weiserhebung ist, den Gerichtshof in die 
Lage zu versetzen, streitige Fragen tat­
sächlicher Art zu entscheiden, der Ge­
richtshof jedoch, wie ich bereits erklärt 
habe, meiner Ansicht nach zu einer Ent­
scheidung über die hier streitige Tat­
sache nicht befugt ist. Hätte er diese Be­
fugnis, so würde er gegenüber dem Inva­
liditätsausschuß als Berufungsinstanz tä­
tig, was er gewiß nicht ist. 

Es ist daher zu prüfen, ob die Entschei­
dung des Personaldirektors mit den 
Schlußfolgerungen des Invaliditätsaus­
schusses nicht vereinbar war. Von Seiten 
der Klägerin wird diese Frage bejaht, da 
der Invaliditätsausschuß erklärt habe, 
ihre Dienstunfähigkeit könne durch ih­
ren Unfall entstanden sein, und der 
Zweifel sich nur zu ihren Gunsten hätte 
auswirken müssen. Ich halte dies aus ju-
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ristischer Sicht nicht für zutreffend. Mei­
ner Ansicht nach ist für die Zuerkennung 
des erhöhten Ruhegehalts wegen Dienst­
unfähigkeit an einen Beamten, soweit 
dies von medizinischen Tatsachen ab­
hängt, die ausdrückliche Feststellung des 
Invaliditätsausschusses erforderlich, daß 
diese Dienstunfähigkeit auf einer der in 
Artikel 78 Unterabsatz 2 genannten Ur­
sachen beruht. Zwar braucht der Invali­
ditätsausschuß von dem Vorliegen sol­
cher Umstände nicht mit einer jeglichen 
Zweifel ausschließenden Gewißheit über­
zeugt zu sein, jedoch muß er von ihrem 
Bestehen zumindest unter Berücksichti­
gung aller Wahrscheinlichkeiten über­
zeugt sein. Auch insoweit ist das erste 
Ke//ozzi-Urteil des Gerichtshofes ein­
schlägig. 

Was die Zuverlässigkeit der Schlußfolge­
rungen des Invaliditätsausschusses an­
geht, so wird von Frau Schuerer einge­
räumt, daß der Invaliditätsausschuß sei­
nen Aufgaben sorgfältig nachgekommen 
ist. Einwände werden nur gegen die For­
mulierung der Schlußfolgerungen des 
Ausschusses erhoben. Dieser Aspekt des 
Falles hat mich am meisten beschäftigt. 
Ich habe gar keinen Zweifel, daß diese 
Schlußfolgerungen in ihrer ursprüngli­
chen Fassung außerordentlich kurz und 
dementsprechend unklar waren. Es wäre 
besser gewesen, wenn der Personaldirek­
tor sich sofort um eine Klarstellung be­
müht hätte, bevor er seine Entscheidung 
traf, statt eine Situation zu schaffen, in 
der diese Klarstellung später erforderlich 
wurde, um über die förmliche Be­
schwerde von Frau Schuerer entscheiden 
zu können. Es scheint mir jedoch ganz 
klar zu sein, daß die Entscheidung des 
Personaldirektors genauso ausgefallen 
wäre, wenn ihm die später vom Invalidi­
tätsausschuß gegebenen Erläuterungen 
zu dessen Schlußfolgerungen von Anfang 
an vorgelegen hätten. 

Sehr beschäftigt hat mich auch der Um­
stand, daß sich aus den vom Invaliditäts­
ausschuß in seinen Schlußfolgerungen 
verwendeten Formulierungen entnehmen 
ließ, er habe auch zur Frage der „Berufs­
krankheit" im Sinne des Artikels 78 Stel­
lung genommen. Dabei handelt es sich 
jedoch nicht um eine medizinische, son­
dern um eine Rechtsfrage. Es wäre bes­
ser gewesen, wenn der Invaliditätsaus­
schuß sich auf die Feststellung be­
schränkt hätte, daß die Dienstunfähigkeit 
der Klägerin nicht darauf beruhe, daß sie 
Staub eingeatmet habe. Der Wortlaut der 
Schlußfolgerungen des Ausschusses läßt 
die Annahme zu, er habe zum Ausdruck 
bringen wollen, die Dienstunfähigkeit 
beruhe auf einer durch Staubinhalation 
hervorgerufenen Krankheit, die aber 
keine „Berufskrankheit" darstelle. Unter 
Berücksichtigung der späteren Erläute­
rungen des Ausschusses scheint mir aber 
klar zu sein, daß dies nicht seine Auffas­
sung war. 

Ich komme daher zu dem Ergebnis, daß 
die Schlußfolgerungen des Invaliditätsau­
schusses nicht in einer Weise fehlerhaft 
waren, daß die darauf beruhenden Ent­
scheidungen ungültig wären. Hierbei 
übersehe ich nicht das Problem, das mit 
der Frage angeschnitten wurde, ob Frau 
Schuerer im Zusammenhang mit ihrem 
Sturz am 26. Oktober 1976 mit der Brust 
gegen die Treppenkante stieß oder nicht. 
Das ist natürlich eine Tatfrage, über die 
der Gerichtshof nach Einholung von 
Zeugenaussagen — einschließlich der 
Aussage von Frau Schuerer selbst — der­
jenigen, die ihren Sturz miterlebt haben 
oder die mit ihr im unmittelbaren An­
schluß daran gesprochen haben, ent­
scheiden könnte. Aber ich kann mir nicht 
vorstellen, daß die Entscheidung des Ge­
richtshofes über diese Frage dazu führen 
könnte, die Schlußfolgerungen des Inva­
liditätsausschusses zu verwerfen, und 
zwar schon allein deswegen, weil sie jede 
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Möglichkeit hatte, den Mitgliedern des 
Ausschusses die Einzelheiten ihres Stur­
zes zu erläutern, zu einer Zeit überdies, 
als die Ereignisse noch frisch in ihrem 
Gedächtnis hafteten. 

Ich komme nun zu den weniger ent­
scheidenden Fragen. 

Der entscheidende Vorwurf, der sich aus 
dem Vorbringen der Klägerin ergibt, die 
Entscheidung des Personaldirektors sei 
nicht ausreichend begründet, ist der, daß 
er nicht begründet habe, warum er Arti­
kel 78 Unterabsatz 2 in diesem Fall für 
unanwendbar hielt. Hier scheint mir ein 
Mißverständnis vorzuliegen. Beim Erlaß 
einer Entscheidung ist eine Behörde 
nicht grundsätzlich verpflichtet, Gründe 
dafür anzugeben, warum sie nicht eine 
andere Entscheidung getroffen hat. 
Darüber hinaus ergaben sich aus den 
Schlußfolgerungen des Invaliditätsaus­
schusses keine Anhaltspunkte für die An­
nahme, Artikel 78 Unterabsatz 2 sei ein­
schlägig, und eine Abschrift dieser 
Schlußfolgerungen wurde Frau Schuerer 
gleichzeitig mit der förmlichen Entschei­
dung zugestellt. 

Mit der Erörterung der von der Kom­
mission in Frage gestellten Zulässigkeit 

der Klage, soweit diese sich gegen die 
Entscheidung vom 3. April 1979 richtet, 
möchte ich Ihre Zeit nicht in Anspruch 
nehmen. Hierzu möchte ich lediglich 
feststellen, daß es mir schwerfällt anzu­
nehmen, es habe sich dabei nur um eine 
bestätigende Entscheidung gehandelt, 
obwohl diese tatsächlich auf der Erläute­
rung beruhte, die der Invaliditätsaus­
schuß zu seinen ursprünglichen Schluß­
folgerungen abgegeben hat. 

Die Begründung dieser Entscheidung 
wurde von Seiten der Klägerin mit Argu­
menten angegriffen, die alle von einer 
gemeinsamen Überlegung ausgingen, daß 
nämlich die Kommission verpflichtet sei, 
die ihrer Ansicht nach maßgebliche Ur­
sache für die Dienstunfähigkeit anzuge­
ben. Ich meine nicht, daß für die Kom­
mission eine derartige Verpflichtung be­
stand. Sie war vielmehr berechtigt — und 
sogar verpflichtet —, sich insoweit die 
Auffassung des Invaliditätsausschusses zu 
eigen zu machen. Frau Schuerer war be­
reits im Besitz einer Abschrift der ur­
sprünglichen Schlußfolgerungen des Aus­
schusses, und eine Abschrift seiner Erläu­
terung zu diesen Schlußfolgerungen war 
der Entscheidung beigefügt. 

Im Ergebnis schlage ich vor, die Klage mit den üblichen Kostenfolgen abzu­
weisen. 
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